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Einleitung

Liebe Leserinnen und Leser,

wir begrüßen Sie zur ersten Ausgabe des 
LaG-Magazins im neuen Jahr. Wir greifen 
dieses Mal das Schwerpunktthema „Krieg 
und Menschenrechte“ des Volksbundes 
Deutsche Kriegsgräberfürsorge auf, der die-
ses Magazin fördert. Die zurückliegenden 
Erfahrungen mit Kriegen, die im Namen von 
Demokratie und Menschenrechten geführt 
wurden, sind problematisch. Weder im Irak, 
noch in Afghanistan haben militärische In-
terventionen zu besseren Lebensbedingun-
gen geführt, noch ist in diesen und anderen 
Ländern die Situation der Menschenrechte 
verbessert worden. Das Gegenteil ist häufig 
der Fall. Für das Lernen zum Thema Men-
schenrechte ergeben sich hieraus wichtige 
Fragestellungen.

In die Problematik führt Hans-Dieter Heine 
ein mit einem Essay, der die bundesdeut-
sche Außen- und Sicherheitspolitik am Bei-
spiel des Kosovo-Krieges rekapituliert.

In einem zweiten Beitrag befasst sich Hans-
Dieter Heine mit der Schutzverantwortung 
vor Völkermord, Kriegsverbrechen, ethni-
scher Säuberung und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit. Die Schwelle für militäri-
sches Eingreifen gilt es seiner Ansicht nach 
sehr hoch anzulegen.

Myriam Koonings geht auf die Angebote 
der Jugendbegegnungs- und Bildungsstätte 
im belgischen Lommel ein. Dort werden im 
„Huis over Grenzen“ und der danebenlie-
genden Kriegsgräberstätte unterschiedliche 
menschenrechtspädagogische Angebote für 
Jugend- und Schulgruppen gemacht.

Michele Barricelli entfaltet das geschichts-
didaktische Potenzial von historisch- 
politischer Menschenrechtsbildung an 
Kriegsgräberstätten. Der Autor weist da-
raufhin, dass Menschenrechte zwar welt-
weit postuliert und Kodifiziert werden, ihre 
rechtliche Gültigkeit und Durchsetzung 
jedoch von den gesetzten Ansprüchen ab-
weicht.

Das nächste LaG-Magazin erscheint am 
22. Februar. Es trägt den Titel „Mittel- und 
Osteuropäische Erinnerungskulturen - Im 
Spannungsfeld von Aufarbeitung des Stali-
nismus und Positionierungen zu den natio-
nalsozialistischen Verbrechen“.

Ihre LaG-Redaktion
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Krieg für die Menschenrechte? 
Bundesdeutsche Außen- und  
Sicherheitspolitik: Rückblick 
und Perspektiven

Von Hans-Dieter Heine

Nicht unumstritten plädierte Bundespräsi-
dent Joachim Gauck zu Beginn der 50. Mün-
chener Sicherheitskonferenz am 31. Januar 
2014 für einen grundlegenden Mentalitäts-
wechsel in der deutschen Außen- und Si-
cherheitspolitik. [1] Deutschland sei „ … eine 
stabile Demokratie, frei und friedliebend, 
wohlhabend und offen. Es tritt ein für Men-
schenrechte. Es ist ein verlässlicher Partner 
in Europa und in der Welt, gleich berechtigt 
und gleich verpflichtet“. Die „wichtigste Er-
rungenschaft“ deutscher Außenpolitik sei, 
so Gauck weiter, „… dass Deutschland mit 
Hilfe seiner Partner auf eine Vergangenheit 
aus Krieg und Dominanz eine Gegenwart 
von Frieden und Kooperation gebaut hat. 
Dazu zählen die Aussöhnung mit unseren 
Nachbarn, das Staatsziel der europäischen 
Einigung sowie das Bündnis mit den Verei-
nigten Staaten als Grundpfeiler der Nordat-
lantischen Verteidigungsallianz. Deutsch-
land tritt ein für einen Sicherheitsbegriff, 
der wertebasiert ist und die Achtung der 
Menschenrechte umfasst“. Bleibt abzuwar-
ten, ob und wie sich diese Rahmenbedin-
gungen nach dem Präsidenten-Amtswech-
sel in den Vereinigten Staaten von Amerika 
wandeln könnten. 

Mit dieser Beschreibung und zugleich Auf-
forderung, aktiv für die Menschenrechte 
einzutreten verband Gauck im Januar 2014 
die Feststellung, dass „Politiker … immer 
verantworten [müssen], was sie tun. Sie 
müssen aber auch die Folgen dessen tragen, 
was sie unterlassen. Auch wer nicht handelt, 
übernimmt doch Verantwortung“. Begrün-
det und rechtfertigt also die Forderung nach 
einem aktiven Eintreten für die Menschen-
rechte auch bedingungslos den Einsatz mi-
litärischer Gewalt? Blicken wir einige Jahre 
zurück.

Kosovo-Krieg

Am 24. März 1999 teilte Bundeskanzler  
Gerhard Schröder in einer Fernsehanspra-
che mit, dass „ … die NATO mit Luftschlägen 
gegen militärische Ziele in Jugoslawien be-
gonnen [hat]. Damit will das Bündnis weite-
re schwere und systematische Verletzungen 
der Menschenrechte unterbinden und eine 
humanitäre Katastrophe im Kosovo verhin-
dern. Der jugoslawische Präsident Milošević 
führt dort einen erbarmungslosen Krieg. 
(…) Wir führen keinen Krieg, aber wir sind 
aufgerufen, eine friedliche Lösung im Koso-
vo auch mit militärischen Mitteln durchzu-
setzen“. [2]

Dieser Wendepunkt bundesdeutscher Au-
ßenpolitik nach dem Zweiten Weltkrieg 
führte zu heftigen Auseinandersetzungen. 
Joschka Fischer, damals Außenminister 
und Vizekanzler der Regierung Schröder, 
wandte sich farbbeutelgeschädigt auf dem 
Bielefelder Kosovo-Sonderparteitag der 
Grünen 1999 unter anderem mit folgenden 
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Worten an seine „geliebten Gegner“, die ihn 
dort lautstark als „Kriegshetzer“ bezeichne-
ten: „Ja, hier spricht ein Kriegshetzer und 
Herrn Milošević schlagt ihr demnächst für 
den Friedensnobelpreis vor“. Fischer da-
mals weiter: „Es ist der Krieg, ja. (…) Ich 
hätte mir nie träumen lassen, dass Rot-Grün 
mit im Krieg ist“. Aber dieser Krieg geht 
nicht erst seit 51 Tagen, sondern seit 1992 
(…). Was ich nicht bereit bin zu akzeptieren: 
Frieden setzt voraus, dass Menschen nicht 
ermordet, dass Menschen nicht vertrieben, 
dass Frauen nicht vergewaltigt werden. (…) 
Ich stehe auf zwei Grundsätzen: Nie wieder 
Krieg, nie wieder Auschwitz, nie wieder Völ-
kermord, nie wieder Faschismus. Beides ge-
hört bei mir zusammen“. [3]

Der „Kosovo-Krieg“ hatte bis weit in die Rei-
hen der damaligen Friedensbewegung eine 
fundamentale Verunsicherung ausgelöst. 
Die rein „gesinnungsethische Argumentati-
on“ von Scharping und Fischer unter dem 
Stichwort „Verhinderung der humanitären 
Katastrophe“ führte gerade bei Friedensbe-
wegten zu dem scheinbaren Dilemma, einem 
Militäreinsatz nicht glaubwürdig entgegen-
treten zu können. [4] Der Spiegel schrieb in 
seiner Ausgabe 14/1999: „Gerhard Schröder 
und Joschka Fischer sind entschlossen, den 
Krieg fortzuführen - und fürchten, dass die 
Stimmung kippt, wenn die Bomben Milose-
vic nicht bald zur Kapitulation zwingen“. 

Der Sicherheitsrat der Vereinten Natio-
nen bekräftigte in seiner Resolution 1244 
(1999) vom 10. Juni 1999 „die Notwendig-
keit der raschen und baldigen Dislozie-
rung wirksamer internationaler ziviler und  

Sicherheitspräsenzen im Kosovo und 
verlangt[e], (…) daß alle Beteiligten, ein-
schließlich der internationalen Sicherheits-
präsenz, uneingeschränkt mit dem Interna-
tionalen Strafgerichtshof zur Verfolgung der 
Verantwortlichen für die seit 1991 im Ho-
heitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien be-
gangenen schweren Verstöße gegen das hu-
manitäre Völkerrecht zusammenarbeiten“. 
[5] Am 11.3.2006 wurde Slobodan Milošević 
nach über fünf Jahren Haft am Internati-
onalen Strafgerichtshof für das ehemalige 
Jugoslawien tot in seiner Gefängniszelle bei 
Den Haag aufgefunden. Die Neue Zürcher 
Zeitung erinnerte am 11.3.2016 daran. [6]

Unter www.einsatz.bundeswehr.de berich-
tet das Presse- und Informationszentrum 
des Einsatzführungskommandos der Bun-
deswehr: „Die Bundeswehr ist seit dem 12. 
Juni 1999 im Kosovo präsent. (…) Nach-
dem Spannungen an der Nordgrenze und 
bald auch in weiten Teilen der Nordregion 
des Kosovo ab Juli 2011 eskalierten, verleg-
te das von Deutschland und Österreich ge-
stellte operative Reservebataillon (Operati-
onal Reserve Force - ORF) in einer Stärke 
von bis zu 700 Soldaten im August 2011 in 
das Einsatzgebiet. Inzwischen halten sich 
die ORF-Kräfte auf Abruf in ihren Staa-
ten (Deutschland, Österreich und Italien) 
verfügbar. Sie wurden letztmalig im Jahr  
2012 eingesetzt. Das aktuelle Mandat bein-
haltet eine personelle Mandatsobergrenze 
von 1.350 deutschen Soldaten und gilt bei 
Vorlage eines Mandats des UN-Sicherheits-
rates, einem entsprechenden Beschluss des 
Nordatlantik-Rates sowie der konstitutiven 

http://www.einsatz.bundeswehr.de
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Zustimmung des Deutschen Bundestages 
unbefristet. Letztmalig stimmte das Parla-
ment der Verlängerung des Einsatzes am 
23. Juni 2016 zu“. 

Kirche und christliche Friedensethik

In der Aufnahme der 5. These der Barmer 
Theologischen Erklärung [7] hält die evan-
gelische Militärseelsorge heute fest, dass 
die Sorge für Recht und Frieden in der 
noch nicht erlösten Welt dazu führen kann, 
„nach dem Maß menschlicher Einsicht und 
menschlichen Vermögens“ Gewalt anzu-
wenden. Die Kirche habe die Aufgabe, alle 
mit Gewalt verbundenen Lösungen ständig 
zu hinterfragen und auf ihre Rechtmäßigkeit 
zu überprüfen. Begründungen und Eigen-
interessen, die nicht den Kriterien rechts-
erhaltender Gewalt entsprechen, seien von 
der Kirche hörbar zu kritisieren. Dies gehöre 
zu ihrem Wächteramt. 

Am 22. April 2016 schrieb Jürgen Erba-
cher, ZDF-Redakteur von „Kirche und Le-
ben katholisch“ im ZDF-Blog „Papstgeflüs-
ter“: „Verabschiedet sich die katholische 
Kirche von der Idee des ‚gerechten Kriegs‘? 
Das könnte sein. Anfang April 2016 hat im 
Vatikan eine Tagung stattgefunden, die in 
Deutschland kaum Beachtung fand, dafür 
in anderen Ländern durchaus heftige Re-
aktionen hervorgerufen hat. Unter dem 
Titel ‚Gewaltfreiheit und gerechter Friede‘ 
hatten der Päpstliche Rat Justitia et Pax 
und die internationale katholische Frie-
densbewegung Pax Christi nach Rom gela-
den. Am Ende stand eine Erklärung [8], in 
der die Teilnehmer den Papst auffordern,  

die Lehre vom ‚gerechten Krieg‘ nicht mehr 
fortzuschreiben und in einer Friedensenzyk-
lika Perspektiven eines ‚gerechten Friedens‘ 
aufzuzeigen“. Und weiter: „Marie Dennis, 
der Co-Präsident von Pax Christi Internati-
onal begründete den Vorstoß am Ende der 
Tagung damit, die Vorstellung, dass es ei-
nen ‚gerechten Krieg‘ gebe, mindere das En-
gagement, nach gewaltfreien Lösungen von 
Konflikten zu suchen. Und der Papst? Der 
hatte mehrfach davon gesprochen, dass es 
legitim sei, einen ungerechten Aggressor zu 
stoppen. Ob er damit den Einsatz militäri-
scher Gewalt erlaubte, wurde im Anschluss 
an die Äußerungen immer wieder heftig dis-
kutiert“.

1) http://www.bundespraesident.de/
SharedDocs/Reden/DE/Joachim-Gauck/
Reden/2014/01/140131-Muenchner-Si-
cherheitskonferenz.html 

2) https://www.youtube.com/
watch?v=xoQEjTlW3cQ 

3) https://www.youtube.com/
watch?v=0J2gUkoMCRs 

4) http://archiv.friedenskooperative.de/ff/
ff99/4-04.htm 

5) http://www.un.org/Depts/german/sr/
sr_99/sr1244.pdf 

6) https://www.nzz.ch/international/milo-
sevic-entgeht-verurteilung-1.18710694 

7) https://www.ekd.de/glauben/grundla-
gen/barmer_theologische_erklaerung.html 

http://www.bundespraesident.de/SharedDocs/Reden/DE/Joachim-Gauck/Reden/2014/01/140131-Muenchner-Sicherheitskonferenz.html
http://www.bundespraesident.de/SharedDocs/Reden/DE/Joachim-Gauck/Reden/2014/01/140131-Muenchner-Sicherheitskonferenz.html
http://www.bundespraesident.de/SharedDocs/Reden/DE/Joachim-Gauck/Reden/2014/01/140131-Muenchner-Sicherheitskonferenz.html
http://www.bundespraesident.de/SharedDocs/Reden/DE/Joachim-Gauck/Reden/2014/01/140131-Muenchner-Sicherheitskonferenz.html
https://www.youtube.com/watch?v=xoQEjTlW3cQ 
https://www.youtube.com/watch?v=xoQEjTlW3cQ 
https://www.youtube.com/watch?v=0J2gUkoMCRs 
https://www.youtube.com/watch?v=0J2gUkoMCRs 
http://archiv.friedenskooperative.de/ff/ff99/4-04.htm 
http://archiv.friedenskooperative.de/ff/ff99/4-04.htm 
http://www.un.org/Depts/german/sr/sr_99/sr1244.pdf 
http://www.un.org/Depts/german/sr/sr_99/sr1244.pdf 
https://www.nzz.ch/international/milosevic-entgeht-verurteilung-1.18710694 
https://www.nzz.ch/international/milosevic-entgeht-verurteilung-1.18710694 
https://www.ekd.de/glauben/grundlagen/barmer_theologische_erklaerung.html 

https://www.ekd.de/glauben/grundlagen/barmer_theologische_erklaerung.html 
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8) http://paxchristi.org.uk/wp/wp-con-
tent/uploads/2016/04/FINAL-Document-
of-the-Rome-Conference-1.pdf 

Über den Autor

Hans-Dieter Heine ist Diplom-Pädagoge und  
Leiter des Kompetenzcentrums Jugendbildung 

des Volksbund Deutsche  
Kriegsgräberfürsorge e. V. in Kassel.

http://paxchristi.org.uk/wp/wp-content/uploads/2016/04/FINAL-Document-of-the-Rome-Conference-1.pdf 
http://paxchristi.org.uk/wp/wp-content/uploads/2016/04/FINAL-Document-of-the-Rome-Conference-1.pdf 
http://paxchristi.org.uk/wp/wp-content/uploads/2016/04/FINAL-Document-of-the-Rome-Conference-1.pdf 
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Responsibility to Protect:  
Die Internationale  
Schutzverantwortung 

Von Hans-Dieter Heine

Ergebnis des Weltgipfels 2005 ist die Re-
solution A/RES/60/1, „ohne Abstimmung“ 
verabschiedet auf der 8. Plenarsitzung der 
UN-Generalversammlung am 16. September 
2005 am Hauptsitz der Vereinten Nationen 
in New York. Diese Resolution definiert im 
Punkt 138 die Verantwortung jedes einzel-
nen Staates für den Schutz der Bevölkerung 
vor Völkermord, ethnischer Säuberung und 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit. „Zu 
dieser Verantwortung gehört es, solche Ver-
brechen, einschließlich der Anstiftung dazu, 
mittels angemessener und notwendiger 
Maßnahmen zu verhüten. Wir akzeptieren 
diese Verantwortung und werden im Ein-
klang damit handeln. Die internationale Ge-
meinschaft sollte gegebenenfalls die Staaten 
ermutigen und ihnen dabei behilflich sein, 
diese Verantwortung wahrzunehmen, und 
die Vereinten Nationen bei der Schaffung 
einer Frühwarnkapazität unterstützen“. [1]

Nach Punkt 139 dieser Resolution hat die 
internationale Gemeinschaft durch die 
Vereinten Nationen auch „die Pflicht, ge-
eignete diplomatische, humanitäre und an-
dere friedliche Mittel nach den Kapiteln VI 
und VIII der Charta einzusetzen, um beim 
Schutz der Bevölkerung vor Völkermord, 
Kriegsverbrechen, ethnischer Säuberung 
und Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
behilflich zu sein“. Und weiter lautet es: 
„In diesem Zusammenhang sind wir bereit,  

im Einzelfall und in Zusammenarbeit mit 
den zuständigen Regionalorganisationen 
rechtzeitig und entschieden kollektive Maß-
nahmen über den Sicherheitsrat im Ein-
klang mit der Charta, namentlich Kapitel 
VII, zu ergreifen, falls friedliche Mittel sich 
als unzureichend erweisen und die nationa-
len Behörden offenkundig dabei versagen, 
ihre Bevölkerung vor Völkermord, Kriegs-
verbrechen, ethnischer Säuberung und Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit zu schüt-
zen“. 

Umsetzung der  
Schutzverantwortung [2]

Wie der Bericht des Generalsekretärs der 
Vereinten Nationen (UN SG r2p Implemen-
tation Report) vom 12.1.2009 „in Weiter-
verfolgung der Ergebnisse des Millennium-
Gipfels“ aus dem Jahr 2005 unterstreicht, 
„wäre die umfassende Ausgestaltung der 
Strategie, Standards, Prozesse, Instrumen-
te und Praktiken der Vereinten Nationen 
für die Schutzverantwortung der beste Weg, 
Staaten oder Gruppen von Staaten von ei-
nem Missbrauch der Schutzverantwortung 
für unangemessene Zwecke abzuhalten. 
Dieses Mandat und sein historischer, recht-
licher und politischer Kontext werden in Ab-
schnitt I dieses Berichts behandelt. 

Im Anschluss daran wird eine Drei-Säulen-
Strategie zur Förderung der von den Staats- 
und Regierungschefs auf dem Gipfel vorge-
gebenen Agenda skizziert, die sich wie folgt 
darstellt:



Zur Diskussion

Magazin vom 25.01.2017 9

Säule eins

Die Schutzverantwortung des Staates  
(Abschn. II)

Säule zwei

Internationale Hilfe und Kapazitätsaufbau 
(Abschn. III)

Säule drei

Rechtzeitige und entschiedene Reaktion 
(Abschn. IV)

Die Strategie betont den Wert der Vorbeu-
gung und, wenn diese versagt, einer früh-
zeitigen und flexiblen Reaktion, die auf die 
besonderen Umstände des jeweiligen Falles 
zugeschnitten ist. Es gibt weder eine fes-
te Reihenfolge der Säulen noch wird eine 
für wichtiger als eine andere erachtet. So 
wie ein Gebäude ist auch die Struktur der 
Schutzverantwortung darauf angewiesen, 
dass die sie stützenden Säulen von gleicher 
Größe, Stärke und Tragfähigkeit sind. Der 
Bericht gibt außerdem Beispiele für Politi-
ken und Praktiken, die zur Förderung der 
die Schutzverantwortung betreffenden Ziele 
unter jeder Säule beitragen oder beitragen 
könnten. Der weitere Weg wird in Abschnitt 
V behandelt. Insbesondere werden in Ziffer 
71 fünf Punkte zur möglichen Prüfung durch 
die Generalversammlung im Rahmen ihres 
Mandats für die „weitere Prüfung“ nach Zif-
fer 139 des Gipfelergebnisses genannt. Erste 
Denkansätze zu der in Ziffer 138 des Gipfel-
ergebnisses geforderten Frühwarnung und 
Bewertung sind im Anhang dargelegt“. 

Lybien 2011

Der NATO-Einsatz gegen das Gaddafi-Re-
gime 2011 „war der erste Krieg, der politisch 
weithin mit dem Prinzip der ‚Schutzverant-
wortung‘ (Responsibility to Protect, R2P) 
gerechtfertigt wurde. Nach diesem Prinzip 
hat die internationale Staatengemeinschaft 
zwar nicht rechtlich, jedoch moralisch eine 
subsidiäre Verantwortung, massenhafte 
Menschenrechtsverletzungen notfalls auch 
mit militärischer Gewalt zu verhindern, 
wenn die Regierung des betreffenden Lan-
des ihrer Schutzverantwortung gegenüber 
den eigenen Bürgerinnen und Bürgern nicht 
gerecht wird. [3]

Der UN-Sicherheitsrat stellte in seiner Re-
solution 1973 (2011) vom 17. März 2011 fest, 
„dass die Situation in der Libysch-Arabi-
schen Dschamahirija auch weiterhin eine 
Bedrohung des Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit darstellt“ und wurde 
tätig „nach Kapitel VII der Charta der Ver-
einten Nationen“. Er verlangte „eine sofor-
tige Waffenruhe und ein vollständiges Ende 
der Gewalt und aller Angriffe und Miss-
brauchshandlungen gegen Zivilpersonen“. 
[4] Der UN-Sicherheitsrat ermächtigte „die 
Mitgliedstaaten, die eine Notifizierung an 
den Generalsekretär gerichtet haben und 
die einzelstaatlich oder über regionale Or-
ganisationen oder Abmachungen und in 
Zusammenarbeit mit dem Generalsekretär 
tätig werden, alle notwendigen Maßnah-
men zu ergreifen, ungeachtet der Ziffer 9 
der Resolution 1970 (2011), um von An-
griffen bedrohte Zivilpersonen und von der 
Zivilbevölkerung bewohnte Gebiete in der  



Zur Diskussion

Magazin vom 25.01.2017 10

Libysch-Arabischen Dschamahirija, ein-
schließlich Bengasis, zu schützen, unter 
Ausschluss ausländischer Besatzungstrup-
pen jeder Art in irgendeinem Teil libyschen 
Hoheitsgebiets (…)“.

Wie kann es weitergehen?  
Aleppo 2016

„State sovereignity is no longer a license to 
kill“. [5] Die Entwicklungen in Syrien, Alep-
po 2016, widerlegen diese von Gareth Evans, 
President of the International Crisis Group, 
Brüssel, vertretene Meinung. Evans gab SEF 
News (Stiftung Entwicklung und Frieden), 
am 22.5.2008 ein Interview. 

“SEF News: Let me confront you with two 
points of criticism often brought forward 
against R2P. Some observers warn against 
the high expectations raised by the R2P 
promise, and the disappointment that will 
follow inevitably if the international com-
munity fails. How do the promoters of R2P 
handle this challenge? 

Evans: Because you can’t do everything 
should never be an excuse for not doing 
anything. Being constantly disappointed is a 
fact of life for those of us in the conflict pre-
vention and resolution business. But if you 
do not pitch for the highest denominator 
response you are certain to end up with the 
lowest. How can we possibly do worse flying 
under the flag of R2P than we did for centu-
ries accepting, in effect, that state sovereign-
ty was a license to kill?”

Es bleibt festzustellen, dass r2p keine neue 
völkerrechtliche Norm, wohl aber eine we-
sentliche Referenz ist, an der Staaten ihre 

Politik ausrichten können. Erforderlich ist 
ein „Ausgleich zwischen den Großmächten, 
um den Sicherheitsrat wieder handlungsfä-
hig zu machen“. [6]

Menschenrechte und Militärgewalt

Dr. Peter Rudolph, Stiftung Wissenschaft 
und Politik (SWP), Berlin, führte im Jahr 
2013 in kritischer Anmerkung zum r2p-
Konzept aus: „Wer eine Verpflichtung zu 
menschenrechtlich begründeten militäri-
schen Interventionen postuliert, argumen-
tiert im Rahmen des ‚liberalen‘ Paradigmas 
internationaler Politik. Denn aus ‚realisti-
scher‘ Sicht besteht Verantwortung zual-
lererst in der Durchsetzung nationaler In-
teressen. Eigene Staatsbürger zur Rettung 
anderer in den Krieg zu schicken, ohne dass 
grundlegende nationale Interessen auf dem 
Spiel stehen, ist aus Sicht der realistischen 
Denkschule moralisch verantwortungslos“. 
[7]

Er folgerte: „In der Summe legen die analy-
sierten Probleme und Dilemmata folgenden 
Schluss nahe: Menschenrechtlich begrün-
dete Militärinterventionen sind nur in Ext-
remsituationen zu rechtfertigen. Wenn die 
menschlichen Kosten einer solchen Inter-
vention im Vergleich zum Nutzen unverhält-
nismäßig groß sind oder es unwahrschein-
lich ist, dass die angestrebten humanitären 
Ziele erreicht werden, dann ist im Sinne ei-
ner konsequentialistischen Bewertung die 
Intervention moralisch falsch. Dies gilt auch 
dann, wenn der Einsatz militärischer Ge-
walt das Kriterium der Ultima Ratio erfüllt. 
In beiden Fällen – Proportionalität und  
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Erfolgsaussichten – handelt es sich um eine 
prospektive Bewertung, die mit etlichen Un-
gewissheiten behaftet ist. 

Das heißt: Es sprechen nicht nur pragmati-
sche, sondern gerade auch moralische Grün-
de dafür, die Schwellenkriterien für eine mit 
dem Prinzip der Schutzverantwortung be-
gründete Militärintervention sehr hoch an-
zusetzen. Eine Intervention wäre nur dann 
zu rechtfertigen, wenn (1) in massiver koor-
dinierter Form eine große Zahl von Zivilis-
ten in kurzer Zeit getötet werden; (2) militä-
risch die Rettung einer beträchtlichen Zahl 
von Menschen unter niedrigen Verlusten 
für die eingreifenden Staaten möglich ist;  
(3) die Aussicht besteht, dauerhafte Si-
cherheit ohne eine langfristige militärische 
Präsenz und ein kostspieliges, aber selten 
erfolgreiches nation building schaffen zu 
können“.

1) http://www.un.org/depts/german/gv-
60/band1/ar60001.pdf 

2) http://www.un.org/depts/german/gv-
sonst/a63-677.pdf

3) http://www.bpb.de/apuz/168165/
schutzverantwortung-und-humanitaere-
intervention?p=all 

4) http://www.un.org/depts/german/sr/
sr_10-11/sr1973.pdf 

5) http://www.globalr2p.org/media/files/
gareth-_state-sovereignty-was-a-licence-
to-kill.pdf 

6) Zitiert nach Prof. Sven Bernhard Ga-
reis, George C. Marshall Center - European 
Center for Security Studies, Garmisch-
Partenkirchen, Vortrag am 15.11.2016 im 
Bonifatiushaus Fulda: „Die Internationale 
Schutzverantwortung. Stand und Perspekti-
ven eines schwierigen Projektes“. Unveröf-
fentlichte Präsentation.

7) http://www.bpb.de/apuz/168165/
schutzverantwortung-und-humanitaere-
intervention?p=all (Aus Politik und Zeitge-
schichte 27/2013)

Über den Autor

Hans-Dieter Heine ist Diplom-Pädagoge und  
Leiter des Kompetenzcentrums Jugendbildung 

des Volksbund Deutsche  
Kriegsgräberfürsorge e. V. in Kassel.

http://www.un.org/depts/german/gv-60/band1/ar60001.pdf 
http://www.un.org/depts/german/gv-60/band1/ar60001.pdf 
http://www.un.org/depts/german/gv-sonst/a63-677.pdf
http://www.un.org/depts/german/gv-sonst/a63-677.pdf
http://www.bpb.de/apuz/168165/schutzverantwortung-und-humanitaere-intervention?p=all 
http://www.bpb.de/apuz/168165/schutzverantwortung-und-humanitaere-intervention?p=all 
http://www.bpb.de/apuz/168165/schutzverantwortung-und-humanitaere-intervention?p=all 
http://www.un.org/depts/german/sr/sr_10-11/sr1973.pdf 
http://www.un.org/depts/german/sr/sr_10-11/sr1973.pdf 
http://www.globalr2p.org/media/files/gareth-_state-sovereignty-was-a-licence-to-kill.pdf 
http://www.globalr2p.org/media/files/gareth-_state-sovereignty-was-a-licence-to-kill.pdf 
http://www.globalr2p.org/media/files/gareth-_state-sovereignty-was-a-licence-to-kill.pdf 
http://www.bpb.de/apuz/168165/schutzverantwortung-und-humanitaere-intervention?p=all
http://www.bpb.de/apuz/168165/schutzverantwortung-und-humanitaere-intervention?p=all
http://www.bpb.de/apuz/168165/schutzverantwortung-und-humanitaere-intervention?p=all
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Angebote der  
Jugendbegegnungs- und  
Bildungsstätte Lommel 

Von Myriam Koonings

Völkerrechtlich betrachtet sind Kriegsgrä-
berstätten als Mahnstätten für den Frieden 
anerkannt. Gräber von Kriegstoten sind 
dauerhaft zu erhalten. In mehrfacher Hin-
sicht sind sie auch aus pädagogischer Sicht 
interessant. Durch die Vielzahl und die 
Vielfalt der auf ihnen bestatteten Kriegsto-
ten bieten Kriegsgräberstätten einen mul-
tiperspektivischen Zugang zur Geschichte 
der Weltkriege. Zudem handelt es sich um 
authentische Orte, an denen die Dimensio-
nen der Weltkriege quasi „erlebbar“ werden. 
Nicht zuletzt ermöglicht ihre Lage im Aus-
land einen Blick auf das Kriegsgeschehen 
jenseits der deutschen Grenzen. Ausgehend 
von Kriegsgräbern leistet der Volksbund 
Deutsche Kriegsgräberfürsorge e. V. seit 
Jahrzehnten einen Beitrag zur historisch-
politischen Bildungsarbeit. An vier großen 
Kriegsgräberstätten im In- und Ausland 
betreibt er eigene Jugendbegegnungs- und 
Bildungsstätten (JBS). Hier finden regelmä-
ßig sowohl internationale Jugendbegegnun-
gen als auch schulische Projekte statt. Mit 
Hilfe von Informationstafeln, Ausstellun-
gen, Einzelbiografien von Kriegstoten und 
mit vielfältigen medialen und künstlerisch-
kreativen Ansätzen bringt der Volksbund 
Kriegsgräberstätten Orte historischen Ler-
nens gewissermaßen zum „Sprechen“. 

Die Jugendbegegnungs- und Bil-
dungsstätte „Huis over Grenzen“ und 
die Kriegsgräberstätte

Das „Huis over Grenzen“ (zu Deutsch: 
„Haus über Grenzen“) befindet sich im Os-
ten Flanderns, nur 70 Kilometer entfernt 
von der belgisch-deutschen Grenze. Das 
Haus ist nicht nur eine Gruppenunterkunft, 
die den Gästen 67 Betten, eine Küche mit 
Speisesaal, sowie einen Tagungs-und ei-
nen Freizeitraum bietet, sondern auch ein 
pädagogisches Zentrum. Seit 1993 betreut 
hier ein internationales Team von pädago-
gischen Mitarbeiter_innen in- und auslän-
dische Jugend- und Schulgruppen während 
ihres Aufenthaltes und unterstützt diese im 
Vorfeld bei der Planung eines individuellen 
Programmes. 

Direkt nebenan befindet sich eine der größ-
ten deutschen Kriegsgräberstätten des Zwei-
ten Weltkrieges in Westeuropa. Auf einer 
Fläche von 16 Hektar haben 39.108 Kriegs-
tote (darunter auch 483 aus dem Ersten 
Weltkrieg) ihre letzte Ruhestätte gefunden. 
Zwei Kriegstote „teilen“ sich hier jeweils ein 
steinernes Grabkreuz. Der Anmutung, die 
fast 20.000 Kreuze hervorrufen, kann sich 
kaum ein Besucher entziehen. 

Dennoch soll hier nicht „überwältigt“ wer-
den. Die nähere Betrachtung dieses Ortes 
fordert auch die kognitive Ebene. So lassen 
die Todesdaten Rückschlüsse über den Ver-
lauf des Zweiten Weltkrieges in Belgien zu. 

Es gibt ein spezielles Bildungspaket-An-
gebot von drei oder fünf Tagen, inner-
halb dessen sich eine Schulklasse oder  

http://www.volksbund.de/jbs
http://www.volksbund.de/jbs
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Projektgruppe intensiv mit dem Thema 
Menschenrechte befassen kann. Das Pro-
grammangebot wird adaptiert nach den 
Wünschen und dem Lernniveau der Gast-
gruppen. Als pädagogische Angebote zum 
Thema Menschenrechte können in der JBS 
Lommel genutzt werden:

Biographien-Workshop

In diesem Workshop wird mit ausgewählten 
Biographien Kriegstoter gearbeitet, die auf 
dem Weltkriegsfriedhof Lommel bestattet 
sind. Dabei werden Gegenwartsbezüge auf-
gegriffen und an die heutige Lebenswelt an-
geknüpft. Motive des einzelnen Soldaten im 
Krieg werden erörtert und diskutiert. Was 
macht Menschen kriegsbereit? Wie verhal-
ten sich Menschen im Krieg? Wie organi-
siert man die Nachkriegszeit so, dass neue 
Kriege verhindert werden? Welche Bilder 
und Meinungen werden in den Familien 
und im Bildungssystem tradiert? Die heuti-
ge Verletzung der Menschenrechte und der 
Kinderrechte werden analysiert. Ziel ist u.a. 
Methoden der Propaganda und Indoktrina-
tion zu beschreiben und für die Gefahren 
extremistischer Weltanschauungen zu sen-
sibilisieren.

Zeitzeugengespräche

Während eines Gesprächs mit Augen- und 
Zeitzeug_innen werden deren Erfahrun-
gen in Bezug auf einen Konflikt aus der 
Vergangenheit oder aktuelle Ereignisse in 
den Mittelpunkt gerückt. Ein Zeitzeuge er-
zählt über die Deportation seiner Eltern 
nach Auschwitz. Andere Zeitzeug_innen 
schildern ihre eigenen Fluchtgründe und  

Fluchterfahrungen. Ein Beispiel ist Shurla. 
Sie erzählt von ihrem Leben in Afghanistan 
und Pakistan. Ihre Erfahrungen werden dis-
kutiert, wobei zum Beispiel klar wird, dass 
sie gerne nach Afghanistan zurückkehren 
will. Leider ist es noch nicht sicher für sie, 
zurückzukehren, aber sie hat Hoffnung, 
dass dies in Zukunft möglich sein wird. Die-
se Gespräche mit den Zeitzeug_innen bele-
gen Verletzungen der grundlegenden Men-
schenrechte. Junge Menschen debattieren 
die aktuelle Situation der Menschenrechte 
und überlegen, wie man sich aktiv für die 
Wahrung der Menschenrechte einsetzen 
kann. 

Unterrichtsmaterialien in Vorberei-
tung für einen Besuch in Lommel 

Die JBS Lommel bietet Unterrichtsmateri-
alien bzgl. der Diktatur in Nordkorea sowie 
dem Film „Die Welle“ an. [1] Beide Pro-
gramme konzentrieren sich auf Gruppendy-
namik. Es werden Themen wie Propaganda, 
Manipulation und Gruppendruck diskutiert. 
Vertiefend werden die Ursachen von Men-
schenrechtsverletzungen erörtert sowie die 
Entstehung von autoritären Gesellschaften 
und Kriegsursachen analysiert. 

Als Vorbereitung auf eine Klassenfahrt, Pro-
jektwoche oder internationale Jugendbe-
gegnung entwickelte das „Haus über Gren-
zen“ eine ergänzende Arbeitsmappe zum 
Besuch der deutschen Kriegsgräberstätte in 
Lommel. Die Mappe behandelt die Themen 
Diktatur und Menschenrechte. Sie wurde 
speziell für Lehrer_innen und Schüler_in-
nen der Sekundarstufen 1 und 2 entwickelt. 
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Nicht nur als Geschichtslehrer_in, sondern 
auch als Ethik- oder Religionslehrer_in 
kann man diese Mappe nutzen.

Collage Workshop „Vergangenheit in 
der Gegenwart“

Arbeiten mit Collagen sind vielseitig, ermög-
lichen raschen Zugang und sind außerdem 
eine schöne Beschäftigung. Bei der Anferti-
gung einer Collage können Teilnehmer_in-
nen ihrer Kreativität freien Lauf lassen! Au-
ßerdem arbeiten Sie als Lehrer_in dabei mit 
Ihren Schüler_innen aktiv im Rahmen der 
Erinnerungspädagogik zusammen. 

Bei diesem Workshop arbeiten Schüler_in-
nen rund um Bewusstwerdung und Selbst-
reflexion im Hinblick auf eigene Identität 
und Lebensumfeld. Dabei kommen Themen 
wie Krieg, Terrorismus, Flüchtlinge, Frie-
den und Friedfertigkeit zur Sprache. Und 
zweitens wird das Lebensumfeld der Schü-
ler_innen vor dem Hintergrund von Ereig-
nissen aus der (aktuellen) Vergangenheit 
gespiegelt. Schüler_innen verarbeiten ihre 
eigenen Erlebnisse im Zusammenhang mit 
bestimmten Themen zu einem kreativen 
Produkt. 

Anhand von Reflexion stellen Schüler_in-
nen Form, Farbe und Inhalt in einen an-
deren Kontext. Das ist genau das, was bei 
Collagen geschieht! Anhand verschiedener 
Collagetechniken werden die Schüler_in-
nen ermutigt, außerhalb der üblichen Far-
be zu denken und zu arbeiten. Schritt für 
Schritt entsteht bei diesem multidiszipli-
nären Workshop ein eigenes Kunstwerk, 
ein Moodboard der eigenen kritischen  

Sichtweise auf Gegenwart und Vergangen-
heit. 

Workshop „Kreativ schreiben mit 
Loesje“

Die internationale Jugendbegegnungsstätte 
Lommel bietet zusammen mit der Organisa-
tion „Loesje“ einen Workshop rund um das 
Thema „Zensur und Meinungsfreiheit“ an. 

Exkursionen

Besuche benachbarter Gedenkstätten und 
Museen, wie der KZ-Gedenkstätte Breen-
donk bei Antwerpen oder der Kazerne Dos-
sin, einem ehemaligen SS-Sammellager in 
Mechelen, tragen dazu bei, die deutsche 
Kriegsgräberstätte Lommel in den Kontext 
der Auswirkungen des NS und des Zweiten 
Weltkrieges auf unser Nachbarland Belgien 
zu stellen. Ein Besuch des „Parlamentari-
ums“, des Erlebnismuseums des EU-Parla-
mentes in Brüssel, eröffnet schließlich den 
Blick auf die europäische Gegenwart und in 
die Zukunft. 

1) http://www.jbs-lommel.de/fileadmin/
redaktion/JBS_Lommel/333_Angebot/
Downloads/Projektmappe_Die_Welle_
deutsch_final.pdf

Über die Autorin:

Myriam Koonings ist Leiterin der Jugend-
begegnungs- und Bildungsstätte Lommel.
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Kriegsgräberstätten als Orte für 
Menschenrechtslernen

Von Michele Barricelli

In einer über 25 Jahre alten geschichts-
didaktischen Schrift zur Verbindung von 
historischem Lernen und Menschenrechts-
erziehung findet sich bereits das Diktum 
einer „selten überzeugend gelöste[n] Aufga-
be“. Etwas von dieser Skepsis ist bis heute 
geblieben. Verschoben hat sich jedoch vor 
allem der thematische Fokus: Standen an-
fangs die sozialen und Frauenrechte, die 
Partizipation von „Entwicklungsländern“ 
oder der Anspruch auf eine saubere Umwelt 
im Mittelpunkt, sind es heute Genozid und 
Massengewalt, überhaupt die crimes against 
humanity, wie sie als Straftatbestand erst-
mals im Zuge der Nürnberger Prozesse zur 
Anwendung gelangten. Das heißt dann aber 
auch: Was ursprünglich Angelegenheit ei-
ner kleinen Zahl von Strafrechtsexperten 
war, dabei so haltlos und monströs erschien, 
dass man es überhaupt nur durch Erfindung 
neuer Begriffe fassen konnte, ist zu Schul-
stoff für junge, unerfahrene Menschen ge-
worden. Das scheint uns viel verlangt, aber 
doch unabwendbar. 

Zwar mag man argumentieren, dass unsere 
Gegenwart keineswegs, wie fast alle Zeiten 
vor ihr, von schreiendem Unrecht, entgrenz-
ter Gewalt oder abgrundtiefem Hass ge-
kennzeichnet wäre. Immer bessere Verträge 
regeln den Frieden, nicht mehr den Krieg 
zwischen den Völkern. Und es verschafft 
uns Genugtuung zu sehen, dass sich Volks-
verhetzer, die etwa als Staatenlenker brutal 

gegen die Regeln des schiedlichen Zusam-
menlebens verstießen, vor internationalen 
Gerichtshöfen verantworten müssen. Doch 
trotz dieses Humanitätsfortschritts bleibt 
Menschenrechtslernen überall nötig – weil 
wir die nach wie vor existierenden mörde-
rischen Konflikte, Folterungen, Freiheitsbe-
raubungen und Entwürdigungen zumindest 
als fernen Angriff auf uns selbst wahrneh-
men, dessen wir uns erwehren. 

Historisch-politisches Lernen will in die-
ser Situation zunächst die geschichtliche 
Dimension aufdecken. Denn nichts an der 
Erzählung war oder ist selbstverständlich. 
Stets gab es Täterinnen oder Täter, die Un-
recht erdachten, ins Werk setzten oder aus-
führten; stets gab es Leidende, Unterdrück-
te, Verfolgte und Deklassierte, oft genug 
Getötete. Die in der jüngsten pädagogischen 
Handreichung des Volksbundes „Krieg und 
Menschenrechte“ versammelten Beispiele 
von Menschenrechtsverletzungen veran-
schaulichen konkrete Entscheidungsstruk-
turen sowie unterschiedliche Reaktionswei-
sen und Auswege und zeigen, dass es ein 
Zurück für die Schuldigwerdenden jederzeit 
gegeben hätte. Ein didaktisches Verstehen 
soll die mentale Aneignung, das Durchden-
ken und Urteilen darüber ermöglichen. 

Der Volksbund Deutsche Kriegsgräberfür-
sorge e. V. nimmt sich dieser Aufgabe an 
und widmet sich vor allem den Kriegsgrä-
bern als Lernort. Ein Kriegsgrab ist zunächst 
einmal sehr real, steht nicht für allgemei-
ne Theorien zum geschichtlichen Verlauf 
oder vereinfachende Generalisierungen, 
sondern für ein unter uns unbekannten  
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Bedingungen gelebtes Leben mit einem ge-
waltvollen Ende. Völlig unsinnig wäre es 
ohnehin, Schmerz und Sterben nachträglich 
mit Sinn zu versehen. 

Auch wissen wir, dass was geworden ist, wie-
der vergehen kann. Menschenrechte wur-
den (und werden immer noch) identifiziert, 
verkündet und kodifiziert, also zu Gesetzen 
gemacht. Aber ihre synchrone wie diachro-
ne Gültigkeit – sprich, dass sie für alle und 
immer einklagbares Recht seien – vermö-
gen sie selbst nicht zu garantieren. Vielmehr 
sollten sich jene, die sie propagieren und 
einklagen, so mancher Kritik stellen, die in 
dem ganzen Konzept ein Instrument neo-
kolonialer „westlicher“ Herrschaft über die 
Welt vermuten. Foren des also durchaus er-
forderlichen Meinungsstreits über globales 
Unrecht und Diskriminierung sollten auch 
historische Museen und lokale Gedenkstät-
ten sein. Denn dort wird darauf vertraut, 
dass Menschen lernfähig und regelmäßig 
lernwillig sind, dass wir über Humanisie-
rungschancen verfügen und etwas zum Bes-
seren verändern können. 

Der Einsatz für Recht und Frieden jedenfalls 
steht allen offen. Unabdingbar für solches 
Wirken sind indessen die Einsicht in eine 
Idee von Humanität, die Anerkennung his-
torischer Verantwortung und die Akzeptanz 
des Lernprozesses. Der Volksbund Deutsche 
Kriegsgräberfürsorge e. V. und seine Partner 
tun das Nötige, um die nicht selten schon 
als erledigt empfundene Vergangenheit in 
den Erfahrungshorizont der Gegenwart 
zu rücken. Dabei bin ich mir sicher: Gera-
de die Jüngeren bejahen, dass Lernen über  

Menschenrechte heute beides ausmacht – 
die Erinnerung an jene, die vor uns waren 
und denen oft genug das Wesentliche ver-
sagt wurde, und die Wahrung der Würde ei-
nes jeden Individuums als Teil der gesamten 
Menschheit. Eine gute Zukunft ist anders 
nicht vorstellbar.

Der Beitrag stammt aus der pädagogi-
schen Handreichung des Volksbundes  
„BEISPIELE praxis – Krieg und Menschen-
rechte“, Kassel, Januar 2017.

Über den Autor:

Professor Dr. Michele Barricelli ist Lehrstuhl-
inhaber für Didaktik der Geschichte und Public 

History an der Ludwig-Maximilians- 
Universität München.
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Bildungspaket  
„Krieg und Menschenrechte“

Von Christian Schmitt

Nicht zuletzt die oft planmäßige Bekämp-
fung der Zivilbevölkerung lässt Menschen-
rechte im Krieg besonders häufig auf der 
Strecke bleiben. Tod, Vertreibung, Flucht 
und Traumatisierung sind die Folge. Zum 
besseren Verständnis solcher Zusammen-
hänge hat der Volksbund Deutsche Kriegs-
gräberfürsorge e.V. im Rahmen seines 
Schwerpunktjahres „Krieg und Menschen-
rechte“ ein Bildungspaket erstellt, das sich 
diesem Thema von verschiedenen Seiten 
nähert. Das Paket besteht aus einer 16-tei-
ligen Posterausstellung sowie einer pädago-
gischen Handreichung, die zusammen als 
Printversion bestellbar sind.

Multiperspektivität, Kontroversität 
und Gegenwartsbezug

Die pädagogische Broschüre enthält in drei 
Kapiteln einführende Texte und Arbeits-
aufträge zu den Themen „Menschenrechte 
und Völkerrechte“, „Menschenrechtsverlet-
zungen“ sowie „Kriegsgräberstätten“. Ziel-
gruppe sind Schüler_innen ab der neunten 
Klasse, für die außerschulische Bildungs-
arbeit Jugendliche ab etwa 14 Jahren. Die 
historische Perspektive auf die Thematik 
soll es den Lernenden ermöglichen, aktuelle 
Prozesse besser zu verstehen und sich an ih-
nen zu beteiligen. Die didaktischen Leitlini-
en der Handreichung sind in Anlehnung an 
den Beutelsbacher Konsens Multiperspekti-
vität, Kontroversität und Gegenwartsbezug.

Kapitel Eins zeichnet zunächst die Entwick-
lung des Völkerrechts im 19. und 20. Jahr-
hundert sowie der Menschenrechtsverträ-
ge nach dem Zweiten Weltkrieg nach. Die 
dazugehörenden Aufgaben sind sowohl für 
Gruppen- und Partnerarbeit als auch für die 
Diskussion im Plenum konzipiert. Ziel ist 
es etwa, den Unterschied zwischen Völker- 
und Menschenrechten hervorzuheben und 
zum Nachdenken über Aspekte von Men-
schenwürde zu animieren. 

Die weiteren Abschnitte dieses Kapitels wid-
men sich insbesondere der Behandlung von 
Kriegsgefangenen in der Geschichte des 20. 
Jahrhunderts. Als Grundlage machen sich 
die Schüler_innen, teils anhand der Origi-
naltexte, mit dem Genfer Abkommen über 
die Behandlung von Kriegsgefangenen, mit 
den Genfer Konventionen sowie mit dem 
Kriegsvölkerrecht vertraut. Eine vielfältige 
Quellenauswahl regt dazu an, sich aus ver-
schiedenen Perspektiven mit Kriegsverbre-
chen der Wehrmacht, der Behandlung von 
Kriegsgefangenen und dem Thema Zwangs-
arbeit auseinanderzusetzen. 

Kriegsverbrechertribunale in der 
DDR

Das zweite Kapitel greift insbesondere die 
juristische Verfolgung von Kriegsverbre-
chen auf. Anhand eingehender Beispiele wie 
dem Bergen-Belsen-Prozess 1945 oder der 
Verfolgung von Kriegsverbrechern aus dem 
ehemaligen Jugoslawien werden die Ler-
nenden damit vertraut gemacht, was unter 
dem Begriff „Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit“ zu verstehen ist und über welche 

http://www.volksbund.de
http://www.volksbund.de
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Möglichkeiten der Verfolgung und Bestra-
fung Kriegsverbrechertribunale verfügen. 
Die Verfolgung von NS-Verbrechern in der 
DDR fügt dem Kapitel eine weitere interes-
sante Perspektive hinzu.

Der abschließende Block der Handreichung 
widmet sich Kriegsgräberstätten als „Orte 
des Lernens und des Nachdenkens über den 
Wert menschlichen Lebens“ (S. 36). Dabei 
vermittelt er die gesetzlichen Grundlagen 
solcher Erinnerungsorte und greift Beson-
derheiten wie die Grabmäler für den „Unbe-
kannten Soldaten“ oder die Unterscheidung 
diverser Opfergruppen auf. Als Quellen 
dienen hier unter anderem Briefe an die 
Thüringische Landeszeitung, in denen Le-
ser_innen kontrovers die Bestattung von 
Wehrmachtssoldaten und SS-Mitgliedern 
auf dem Weimarer Hauptfriedhof kommen-
tieren.

Die zum Bildungspaket gehörende Poster-
ausstellung beleuchtet Zusammenhänge 
zwischen Krieg und Menschenrechten vor-
wiegend anhand von Biografien. Sowohl 
historische als auch zeitgenössische Persön-
lichkeiten werden hier vorgestellt und ihre 
Opferrolle beziehungsweise ihre Bedeutung 
für die Entwicklung und Einhaltung von 
Menschenrechten nachvollziehbar gemacht. 
Darüber hinaus sind auch themenbezogene 
Texttafeln enthalten, etwa zu Kriegsverbre-
chen wie dem Einsatz chemischer Waffen 
oder sexueller Gewalt.

Zusammenfassung

Der Volksbund Deutsche Kriegsgräber-
fürsorge veröffentlicht zu Beginn seines 
Schwerpunktjahres „Krieg und Menschen-
rechte“ ein Paket, das sowohl Lehrer_in-
nen als auch außerschulischen Akteuren der 
historisch-politischen Bildung umfassendes 
Anschauungs-, Hintergrund- und Quel-
lenmaterial an die Hand gibt. Die Grund-
lagentexte sind kompakt und verständlich 
gehalten, während eine ausgewogene The-
men- und Quellenauswahl Multiperspekti-
vität und Kontroversität gewährleistet. Da-
mit können sowohl die Posterausstellung 
als auch die pädagogische Handreichung zu 
einem modernen Geschichtsunterricht mit 
Gegenwartsbezug beitragen.

Das Bildungspaket „Krieg und Menschen-
rechte“ ist über schule@volksbund.de 
bestellbar.

mailto:schule%40volksbund.de?subject=
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Bildungsmaterialien zu „Krieg 
und Menschenrechte“ für die 
schulische und außerschulische 
Jugend- und Bildungsarbeit 

Von Hans-Dieter Heine

Der Volksbund Deutsche Kriegsgräber-für-
sorge e. V. widmet 2017 dem Thema „Krieg 
und Menschenrechte“ einen Schwerpunkt. 
Seine Angebote zu diesem Thema richten 
sich an junge Menschen, Lehr- sowie Fach-
kräfte der Jugend- und Bildungsarbeit. In 
den einzelnen Bundesländern gibt es hier-
zu vielfältige, spezifische Angebote der Bil-
dungsreferentinnen und Bildungsreferenten 
der Volksbund-Landes- und Bezirksverbän-
de.

Der Volksbund Deutsche Kriegsgräber-
fürsorge e. V. bietet Bildungsmaterialien, 
Schulprojekte, internationale Jugendbe-
gegnungen und Workcamps sowie pädago-
gische Angebote in seinen internationalen 
Jugendbegegnungs- und Bildungsstätten 
zum Thema „Krieg und Menschenrechte“ 
an. Nähere Informationen enthält der Flyer 
zum Volksbund-Bildungspaket. Zum Down-
load geht es hier. 

Das Bildungspaket „Krieg und Men-
schenrechte“ besteht aus einer 
16-teiligen Posterausstellung, einer pädago-
gischen Handreichung und pädagogischen 
Modulen. Die Ausstellung ist ausschließlich 
als Printversion über schule@volksbund.
de beziehbar. Die Handreichung erhalten 
Sie als Download in der „Mediathek“ der 
Internetseite des Volksbundes (www.volks-
bund.de). Das Bildungspaket wird in dieser 

Ausgabe ausführlich von Christian Schmitt 
vorgestellt.

Die pädagogischen Module zum The-
ma „Krieg und Menschenrechte“ werden 
von unseren Bildungsreferentinnen und  
-referenten in den Landesverbänden ange-
boten. Die Ansprechperson vor Ort finden 
Sie unter www.volksbund.de.

Unter dem Motto „Get up, stand up for Hu-
man Rights“ werden sich im Volksbund-
Kompetenzcenter Internationale Jugendbe-
gegnungen mehrere Projekte, Workcamps 
und Jugendbegegnungen inhaltlich intensiv 
mit dem Jahresschwerpunktthema „Krieg 
und Menschenrechte“ auseinandersetzen. 

Informationsbroschüre: „Erinnern für die 
Zukunft - Arbeit für den Frieden. Jugend- 
und Bildungsarbeit des Volksbundes Deut-
sche Kriegsgräberfürsorge e.V.“

Einen aktuellen Gesamtüberblick über die 
Angebote der Jugend- und Bildungsarbeit 
des Volksbundes Deutsche Kriegsgräberfür-
sorge e.V. finden Sie in der Broschüre.

Sie richtet sich an Lehrenden, Multiplikato-
rinnen und Multiplikatoren sowie alle Per-
sonen, die an Jugend- und Bildungsarbeit 
im historisch-politischen Kontext interes-
siert sind. 

Möchten Sie die Broschüre als Printmedi-
um beziehen, schreiben Sie bitte an schule@
volksbund.de. Telefonisch erreichen Sie uns 
unter 0561-7009-292 und -243. Oder per 
Telefax: 0561-7009-221.

http://www.volksbund.de/fileadmin/redaktion/Mediathek/Jugend_und_Bildung/Flyer_Jugend-Bildungspaket-Ansicht.pdf
mailto:schule%40volksbund.de?subject=
mailto:schule%40volksbund.de?subject=
http://http://www.volksbund.de/fileadmin/redaktion/Mediathek/Jugend_und_Bildung/Flyer_Jugend-Bildungspaket-Ansicht.pdf
http://http://www.volksbund.de/fileadmin/redaktion/Mediathek/Jugend_und_Bildung/Flyer_Jugend-Bildungspaket-Ansicht.pdf
http://www.volksbund.de/jugend-bildung/schule/ansprechpersonen-vor-ort.html
mailto:http://www.volksbund.de/fileadmin/redaktion/Mediathek/Jugend_und_Bildung/Jugend-_und_Bildungsarbeit_Internet.pdf?subject=
mailto:schule%40volksbund.de?subject=
mailto:schule%40volksbund.de?subject=
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Forum Menschenrechte /  
Digitales Handbuch der  
Menschenrechtsarbeit

Von Christian Schmitt

Menschenrechtsarbeit ist eine globale An-
gelegenheit, erfolgt jedoch nicht zuletzt aus 
Gründen der Effizienz zumeist durch Orga-
nisationen mit nationalen oder regionalen 
Schwerpunkten. Netzwerke sind unver-
zichtbar, um dabei den Überblick zu behal-
ten und die Arbeit dieser Organisationen zu 
koordinieren. Aus diesem Grund versam-
meln sich im Forum Menschenrechte mehr 
als 50 deutsche NGOs, die weltweit für den 
Schutz der Menschenrechte eintreten. Das 
Netzwerk dient insbesondere der besseren 
Koordinierung organisationsübergreifen-
der Projekte. Dies geschieht durch einen bis 
zu achtköpfigen Koordinierungskreis, der 
im zweijährigen Rhythmus durch die Mit-
glieder gewählt wird. Die selbst definierten 
Ziele des Forums bestehen darin, deutsche 
Menschenrechtspolitik kritisch zu begleiten, 
den Menschenrechtsschutz durch weltweite 
Projekte zu verbessern und die deutsche Öf-
fentlichkeit für Fragen der Menschenrechte 
zu sensibilisieren. 

Zivile Konfliktbearbeitung aus  
menschenrechtlicher Perspektive

In der Praxis sind aktuell sieben Arbeits-
gruppen dafür verantwortlich, gemein-
same Stellungnahmen und Materialien 
zu erarbeiten sowie Aktionen, öffentliche 
Veranstaltungen und Expertengespräche 
vorzubereiten. Die AG Frieden und Men-
schenrechte etwa verfolgt die Aufarbeitung  

friedenspolitischer Themen aus menschen-
rechtlicher Perspektive mit einem Schwer-
punkt auf ziviler Konfliktbearbeitung. Da-
gegen richtet die AG Antirassismus ihren 
Blick stärker auf nationale Themen und 
legt ihren Arbeitsschwerpunkt auf Durch-
setzung internationaler Standards zur Be-
kämpfung von Rassismus. Die weiteren 
Arbeitsgruppen sind aktiv in den Bereichen 
Entwicklung und Wirtschaft, Frauenrechte, 
Innenpolitik sowie Kinderrechte. Eine Ar-
beitsgruppe koordiniert darüber hinaus alle 
Aktionen des Forum Menschenrechte zum 
UN-Menschenrechtsrat.

Über die Homepage des Netzwerks gelangt 
man außerdem zum Digitalen Handbuch 
der Menschenrechtsarbeit, das in Zusam-
menarbeit mit der Friedrich-Ebert-Stiftung 
bereits in der siebten Auflage erscheint. Die 
Publikation möchte „den Leser_innen eine 
praktische Orientierung und einen Über-
blick über die Vielzahl der Institutionen und 
Organisationen des Menschenrechtsschut-
zes geben“ (S. 5). Nach einem thematischen 
Einstieg stellt das Handbuch zunächst die 
Aktivitäten des Forum Menschenrechte vor, 
um den Betrachtungswinkel dann auf wei-
tere Akteure der Menschenrechtsarbeit in 
Deutschland auszuweiten. Unter anderem 
geht es hier um die Arbeit des Deutschen 
Instituts für Menschenrechte, um den Aus-
schuss für Menschenrechte und humani-
täre Hilfe im Deutschen Bundestag und 
weitere Einrichtungen des Bundes. Die wei-
teren Kapitel stellen Menschenrechtspro-
jekte europa- und weltweit vor. Der letz-
te Abschnitt stellt regionale Initiativen  

http://www.forum-menschenrechte.de
http://www.fes.de/handbuchmenschenrechte
http://www.fes.de/handbuchmenschenrechte
https://www.bundestag.de/humanitaerehilfe
https://www.bundestag.de/humanitaerehilfe
https://www.bundestag.de/humanitaerehilfe
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außerhalb Europas vor: Das Interamerika-
nische Menschenrechtssystem, das afrika-
nische Menschenrechtsschutzsystem sowie 
Menschenrechte im Verband Südostasiati-
scher Staaten (ASEAN).

Zusammenfassung

Ähnlich wie das Deutsche Institut für 
Menschenrechte leistet das Forum Men-
schenrechte einen wichtigen Beitrag zur 
Vernetzung und Koordinierung menschen-
rechtsbezogener Arbeit in Deutschland und 
darüber hinaus. Mit dem Digitalen Hand-
buch der Menschenrechte publiziert das 
Forum ein umfassendes Werk, das Inter-
essierten einen schnellen, gleichzeitig aber 
tiefgehenden Einstieg in die Thematik er-
möglicht. Wer sich also auf dem Gebiet der 
Menschenrechtsarbeit einen Überblick ver-
schaffen möchte, ist hier genau an der rich-
tigen Adresse.

Weitere Informationen zum Forum Men-
schenrechte erhalten Sie auf www.forum-
menschenrechte.de. Das Digitale Handbuch 
der Menschenrechtsarbeit kann auf www.
fes.de/handbuchmenschenrechte gelesen 
und heruntergeladen werden.

http://www.forum-menschenrechte.de
http://www.forum-menschenrechte.de
http://www.fes.de/handbuchmenschenrechte
http://www.fes.de/handbuchmenschenrechte
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Deutsches Institut für  
Menschenrechte

Von Christian Schmitt

Organisiert als gemeinnütziger Verein be-
obachtet das in Berlin ansässige Deutsche 
Institut für Menschenrechte seit 2001 Ein-
haltung und Nicht-Einhaltung der UN-
Menschenrechtscharta weltweit. Seit dem 
Jahr 2015 sind seine Aufgaben über einen 
gesetzlichen Auftrag klar definiert. Sie be-
stehen insbesondere darin, die Öffentlich-
keit über die Lage der Menschenrechte im 
In- und Ausland zu informieren und damit 
zum Schutz selbiger beizutragen. Das Ins-
titut handelt dabei unabhängig von staatli-
chen Vorgaben auf eigene Initiative oder auf 
Ersuchen von Bundesregierung oder Bun-
destag.

Bildungsarbeit und Vernetzung  
relevanter Institutionen

Konkret betreibt die Einrichtung wissen-
schaftliche Forschung, hilft bei der Vernet-
zung nationaler und internationaler men-
schenrechtsrelevanter Stellen und erstellt 
Analysen zu weiterwirkenden menschen-
rechtlichen Folgen von Diktaturen sowie 
von Kriegs- und Nachkriegsgeschehen. 
Bildungsarbeit erfolgt beispielsweise über 
das Erstellen von Lehrprogrammen für Be-
rufsgruppen, Behörden und Schulen oder 
über die Weiterbildung von Fachkräften der 
Entwicklungszusammenarbeit, Polizei und  
Militär.

Das Institut ist außerdem in der Politikbera-
tung tätig, legt etwa dem Deutschen Bundes-
tag jährlich einen Bericht über seine Arbeit 
sowie die Entwicklung der Menschenrechts-
situation in Deutschland vor. Zu dem Be-
richt hat der Bundestag selbst wiederum 
Stellung zu nehmen. Wenig überraschend 
liegt der Schwerpunkt des letzten Berichts 
auf dem Thema Flucht und Migration. Im 
Untersuchungszeitraum Januar 2015 bis 
Juni 2016 hat das Institut verstärkt die Un-
terbringung und Versorgung in Erstaufnah-
meeinrichtungen, die dortige Situation von 
Kindern, den Zugang zum Wohnungs- und 
Arbeitsmarkt und zum Deutschunterricht 
sowie die Handhabung von beschleunigten 
Asylverfahren und ausgesetztem Familien-
nachzug unter die Lupe genommen.

Website mit reichhaltigem  
Informationsangebot

Unter dem Dach des Vereins befinden sich 
außerdem die deutschen Monitoringstellen 
für die Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention und der UN-Kinderrechts-
konvention. Während die „Monitoringstelle 
UN-Behindertenrechtskonvention“ bereits 
seit 2009 aktiv ist, befindet sich ihr Pendant 
noch im Aufbau. Beide arbeiten eng mit re-
levanten Verbänden zusammen, leisten je-
doch keine Beratung in Einzelfällen.

Nennenswert ist auch die Website des Ins-
tituts. Hier werden sowohl allgemeine In-
formationen zu Menschenrechten und ihrer 
gesetzlichen Grundlage gesammelt als auch 
thematisch voneinander abgegrenzte Dossi-
ers gepflegt. Die Themen reichen von Asyl 

http://www.institut-fuer-menschenrechte.de
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/Menschenrechtsbericht_2016/Menschenrechtsbericht_2016.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/Menschenrechtsbericht_2016/Menschenrechtsbericht_2016.pdf
http://http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/
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und Flucht, Entwicklungshilfe über Folter-
verbot, Nachhaltigkeit bis zu Religionsfrei-
heit. In jedem der Dossiers sind relevante 
Publikationen, Veranstaltungsberichte, zen-
trale Rechtsdokumente und Pressemittei-
lungen gelistet.

Zusammenfassung

Mit dem Deutschen Institut für Menschen-
rechte existiert eine zentrale Anlaufstelle, 
die unabhängig von politischen Interessen 
sowohl in der Theorie als auch in der Praxis 
Aufklärung und Prävention auf dem Gebiet 
der Menschenrechte betreibt. Auch wenn es 
selbst keine individuelle Hilfe anbietet, wird 
hier der Kontakt zu relevanten Menschen-
rechtsinstitutionen hergestellt. Die Publi-
kationen und die Website sind schließlich 
auch jenen zu empfehlen, die sich schlicht 
über Menschenrechte und ihre Grundlagen 
informieren und sich für die eigene Arbeit 
inspirieren lassen möchten.

Weitere Informationen zum Deutschen In-
stitut für Menschenrechte erhalten Sie auf 
www.institut-fuer-menschenrechte.de.

http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/startseite/
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Roméo Dallaire: Handschlag 
mit dem Teufel

Von Frederik Schetter

Erfolge und Misserfolge prägen die histo-
rische Bilanz der Durchsetzung von Men-
schenrechten durch die Vereinten Nationen. 
Speziell die Analyse der Misserfolge nimmt 
bei der Entwicklung von Strategien zur 
Durchsetzung universeller Menschenrechte 
eine zentrale Rolle ein. Dies gilt auch für die 
Frage, in wie weit Menschenrechte militä-
risch geschützt werden können. So stürzten 
die Völkermorde in Ruanda und im bosni-
schen Srebrenica die Vereinten Nationen in 
eine Glaubwürdigkeitskrise – und waren zu-
gleich Ausgangspunkt für eine Reform und 
Ausweitung der UN-Friedenseinsätze. 

Nüchtern und verstörend 

Einen praxisnahen Einblick in das kom-
plexe Gefüge der Einsätze liefert das 2003 
auf Englisch herausgegebene und 2008 ins 
Deutsche übersetzte Buch „Handschlag mit 
dem Teufel“ des Kanadiers Roméo Dallaire. 
Dieser war von Oktober 1993 bis August 
1994 Kommandeur des Truppenkontin-
gents der „United Nations Assistance Missi-
on for Rwanda“ (UNAMIR). Auf diese Weise 
war er Augenzeuge des Völkermordes, der 
in Ruanda von einer radikalen Hutu-Mehr-
heit an der Tutsi-Minderheit und gemäßig-
ten Hutu begangen wurde. Dallaire‘s ins-
gesamt 651 Seiten langer und im Stil eines 
Tagebuches verfasster Bericht bietet einen 
beeindruckend nüchternen und zugleich 
tief verstörenden Blick auf die Hintergründe 
des Scheiterns der Vereinten Nationen und  

nationalen Regierungen in Ruanda.

Die ersten Kapitel des insgesamt 15 Haupt-
kapitel umfassenden Buches widmen sich 
der Zeit bis zum Beginn der UN-Mission. 
Dallaire geht auf seine Jugend, seine Sozia-
lisation und seine Laufbahn im kanadischen 
Militär ein. Er beschreibt, wie er als Leiter 
einer UN-Mission in Ruanda ins Auge ge-
fasst wurde – und gesteht, dass er zu die-
sem Zeitpunkt „nicht wusste, wo Ruanda 
liegt und in welchen Schwierigkeiten das 
Land genau steckte“(S. 69). In den folgen-
den Kapiteln beleuchtet er die komplexe po-
litische Situation des von Bürgerkrieg und 
sozioökonomischen Problemen geprägten 
Landes sowie den formellen Beschluss von 
UNAMIR durch eine Resolution des UN-
Sicherheitsrates am 5. Oktober 1994. Die 
mit einem Mandat zur Friedenserhaltung 
ausgestattete UN-Mission hatte dabei das 
Ziel, das von den beiden Bürgerkriegspar-
teien abgeschlossene Friedensabkommen 
zu überwachen. 

Internationales Desinteresse

Mit der Beschreibung des Versuches, dieses 
Ziel umzusetzen, befasst sich Dallaire in den 
Kapitel Sechs bis Neun. Dabei arbeitet er 
zentrale Probleme und Defizite heraus, die 
einen Erfolg seiner Mission aus seiner Sicht 
entscheidend blockierten. Als wiederkeh-
rendes Problem bemängelt er das fehlende 
Interesse der Vereinten Nationen, spezi-
ell der Mitglieder des Sicherheitsrates, an 
der Mission in Ruanda. Dies spiegelte sich 
u.a. in mangelnder Versorgung und Aus-
rüstung der UN-Mission wieder. So seien  
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beispielsweise von insgesamt 20 angefor-
derten gepanzerten Fahrzeugen nur acht an-
gekommen – und von diesen acht seien wie-
derum nur fünf funktionstüchtig gewesen. 
Weiterhin berichtet er von Disziplinarver-
stößen der UN-Soldaten, welche die Sym-
pathie der lokalen Eliten und Bevölkerung 
zerstörte. Hinweise auf einen geplanten 
Völkermord seien von den Vereinten Nati-
onen ignoriert worden. Die Weigerung von 
Dallaire‘s UN-Vorgesetzen wie beispielswei-
se dem späteren UN-Generalsekretär Kofi 
Annan, ihn von extremistischen Hutus an-
gelegte Waffenlager auszuheben zu lassen, 
habe ihm schließlich „den Boden unter den 
Füßen“ (S. 183) weggezogen.

Der Völkermord beginnt –  
die UN-Truppen ziehen ab

Der Ablauf des Völkermordes von April bis 
Juli 1994 und die Versuche UNAMIRS, die-
sen aufzuhalten, bilden die Basis der wei-
teren Kapitel. Dallaire beschreibt diesen 
nüchtern, aber ohne Details wegzulassen. 
Er kritisiert vor allem die Entscheidung des 
UN-Sicherheitsrates, nach dem Tod von 
zehn belgischen UN-Soldaten das militäri-
sche Personal von UNAMIR entgegen seiner 
Forderung nach mehr Unterstützung von 
ca. 2500 auf lediglich 270 Soldaten zu ver-
ringern. Er kommt so zu der Einschätzung, 
dass die Vereinten Nationen unter keinen 
Umständen „ihre Hände vom ruandischen 
Blut reinwaschen“ (S. 372) könnten. Die 
Ende Juni 1994 beginnende französische 
„Opération Turquoise“ und die wenig spä-
ter erfolgende Aufstockung der Truppen 
UNAMIR’s seien viel zu spät und teils mit 

den falschen Zielen erfolgt – der Völker-
mord war bereits geschehen. 

Hasspropaganda als  
wiederkehrendes Element

Wiederkehrendes Element in Dallaire’s 
Schilderung ist neben der mangelnden in-
ternationalen Unterstützung der UN-Mis-
sion vor allem die sprachliche Radikalisie-
rung im Vorfeld des Völkermords. Speziell 
der Radiosender „Radio Télévision Libre de 
Milles Collines“ betrieb vor und während 
des Völkermordes Hasspropaganda gegen 
die Tutsi-Minderheit, gemäßigte Hutu und 
auch gegen UNAMIR. Dies sorgte für „Hys-
terie und Paranoia in der Bevölkerung“ (S. 
168) – und so für eine zunehmende Radika-
lisierung der Hutu-Mehrheit in Ruanda. 

Dallaire gelingt es in seinen Ausführungen 
immer wieder, die komplexen Zusammen-
hänge des UN-Friedenssicherungssystems 
für die Leser_innen verständlich darzustel-
len. Über seinen Bericht hinaus ist beson-
ders das lesenswerte Nachwort des Jour-
nalisten Dominic Johnson empfehlenswert. 
Dieser sorgt für eine historische Einordnung 
des Völkermordes und analysiert den Pro-
zess der Aufarbeitung in Ruanda. Hervorzu-
heben sind zudem das umfassende Glossar 
sowie die informativen Lektüreempfehlun-
gen für jene Leser_innen, die sich mit der 
Thematik intensiver befassen wollen und 
auf der Suche nach Fachliteratur sind.

Zusammenfassung

Dallaire’s „Handschlag mit dem Teufel“ 
ist ein schwer verdaulicher Augenzeu-
genbericht über einen auf ganzer Linie  
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gescheiterten Versuch der Vereinten Natio-
nen, Teile der Zivilbevölkerung eines Lan-
des militärisch zu beschützen. Die Frage, ob 
Menschenrechte in Ruanda militärisch hät-
ten geschützt werden können, beantwortet 
Dallaire mit einem klaren „Ja“ –  und nennt 
eine umfassende Reihe von Gründen, war-
um die UN-Mission trotzdem fehlschlug. 
Das Buch vermag es so in drastischer Art 
und Weise, Chancen und Risiken eines mili-
tärischen Vorgehens zum Schutze der Men-
schenrechte aufzuzeigen.

Literatur:

Dallaire, Roméo: Handschlag mit dem Teufel. Die 

Mitschuld der Weltgemeinschaft am Völkermord in 

Ruanda, zu Klampen Verlag, Springe 2008, 29,80 €.
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Aus Politik und Zeitgeschichte: 
UN und Menschenrechte

Von Frederik Schetter

Im aktuellen politischen Diskurs um die 
Aufnahme von geflüchteten Personen, 
Obergrenzen und innerer Sicherheit ist die 
Frage, wie Menschenrechte auf nationaler 
und internationaler Ebene geschützt wer-
den können, fast in Vergessenheit geraten. 
Als Forum für einen internationalen Men-
schenrechtsdiskurs nehmen die Verein-
ten Nationen beim Schutz der universellen 
Menschenrechte eine zentrale Rolle ein. Die 
Erhaltung der Menschenrechte zählt darü-
ber hinaus zum zentralen Aufgabenbereich 
der Weltorganisation; ein System aus Insti-
tutionen, Organen, Verträgen und Kontroll-
mechanismen soll sie gewährleisten. Eine 
Ausgabe von „Aus Politik und Zeitgeschich-
te“ (APuZ) aus dem März 2016 sammelt sie-
ben Beiträge zu der Thematik. Die Beiträge 
analysieren unterschiedliche Aspekte des 
komplexen Gefüges, ziehen eine historische 
Bilanz und wagen einen Blick in die Zukunft.

Unterfinanzierung und 
Überbelastung

Lothar Brock zeichnet in seinem einführen-
den Beitrag die historische Entwicklung bis 
zur Gründung der Vereinten Nationen 1945 
nach und analysiert die folgenden 70 Jah-
re der UN. Seine Bilanz fällt durchwachsen 
bis negativ aus – auch bei der Betrachtung 
der Menschenrechtslage. Hier bemängelt 
Brock vor allem, dass Menschenrechte, „wo 
es um Sicherheit und wirtschaftliche Vortei-
le geht, […] schnell ins Hintertreffen“ (S. 9) 

geraten. Er erteilt jedoch jedem, der die UN 
grundsätzlich in Frage stellt, eine klare Ab-
sage: Wenn es die Vereinten Nationen nicht 
gäbe, müssten „sie heute erfunden werden“ 
(S. 3), gerade wegen der „beklagenswerten 
Entwicklungen der Gegenwart“ (ebd.). Viel-
mehr appelliert er an die Selbstkritik und 
Reformbereitschaft der Demokratien, wel-
che für ihn sowohl „Teil der Lösung“ (S. 10), 
als auch „Teil des Problems“ (ebd.) sind. 

Den Mechanismen, über welche die Verein-
ten Nationen zum Schutz der Menschen-
rechte verfügen, geht Hannah Birkenkötter 
nach. Sie beleuchtet sowohl die insgesamt 
neun derzeit existierenden Menschen-
rechtsverträge als auch die unterschiedli-
chen Verfahren, mit denen die Einhaltung 
der Verträge gewährleistet werden soll. So 
müssen beispielsweise alle Staaten, die ei-
nem der neun Verträge beigetreten sind, 
in regelmäßigen Abständen über die kon-
krete Umsetzung in ihrem Land berichten. 
Ein für den jeweiligen Vertrag zuständiger 
Ausschuss formuliert auf Basis dieser Be-
richte und unter Berücksichtigung der Bei-
träge von Nichtregierungsorganisationen 
Beobachtungen oder Empfehlungen. Wie  
Birkenkötter stichhaltig herausarbeitet, lei-
den die Menschenrechtsausschüsse jedoch 
unter chronischer Unterfinanzierung und 
Überbelastung. Dies gefährde einen nach-
haltigen Schutz von Menschenrechten.

UN-Friedensmissionen – Mittel zum 
Schutz der Menschenrechte?

Die Frage, in wie weit militärische 
Mittel dazu beitragen können, die  
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Menschenrechte und den Schutz von Zivi-
listen zu gewährleisten, bietet immer wieder 
Anlass für kontroverse politische, wissen-
schaftliche und gesellschaftliche Diskussi-
onen. In der vorliegenden APuZ-Ausgabe 
gehen Gerrit Kurtz und Philipp Rotmann 
in einem lesenswerten Beitrag dieser Frage 
nach und arbeiten an anschaulichen Bei-
spielen die Komplexität dieses Themas he-
raus. Die Entwicklung  von robusteren und 
größeren UN-Friedensmissionen nach dem 
Scheitern der Einsätze in Ruanda 1994 und 
Srebrenica 1995 sei trotz positiver Aspekte 
„kein Allheilmittel“ (S.29). Vielmehr gelte es, 
auch die negativen Folgen einer UN-Mission 
nicht aus den Augen zu verlieren. So komme 
es beispielsweise trotz Reformbemühungen 
immer wieder zu „sexualisierter Ausbeutung 
durch Friedenstruppen“ (S. 28). Auch werde 
die lokale Wirtschaft durch eine große An-
zahl von UN-Soldaten_innen und ziviler  
Mitarbeiter_innen verzerrt. Als „wichtigste 
Akteure bei der Verhinderung von Gewalt 
gegen Zivilisten“ sehen Kurtz und Rotmann 
daher den betroffenen Staat und seine Ins-
titutionen.

Weitere Beiträge beschäftigen sich mit ähn-
lichen Aspekten. Während Beate Wagner in 
ihrem Text beispielhaft Menschenrechts-
verträge wie die 1966 verabschiedeten Zivil- 
oder Sozialpakte vorstellt, widmet sich Pe-
ter Rudolf der Frage, wie Massenverbrechen 
präventiv verhindert werden können. 

Rechtlich unvereinbar

Besonders hervorzuheben sind die abschlie-
ßenden zwei Beiträge der Ausgabe: Siba N. 
Grovogui diskutiert in seinem Essay von 
einem philosophischen und historischen 
Standpunkt aus die Frage, ob Menschen-
rechte ein westliches Konzept seien und ar-
beitet „Parallelen zwischen den Fortschrit-
ten moderner europäischer Gesellschaften 
[…] und jenen kolonisierter Gesellschaften 
weltweit“ (S. 37) heraus. Hendrik Cremer 
liefert einen sehr informativen Beitrag zur 
aktuellen Debatte über das „Menschenrecht 
Asyl“ (S. 40) und weist nach, dass eine von 
unterschiedlichen politischen Kräften ge-
forderte Obergrenze bei der Aufnahme von 
Geflüchteten unvereinbar mit der Genfer 
Konvention, der UN-Kinderrechtskonventi-
on und der Europäischen Menschenrechts-
konvention ist.

Zusammenfassung

Die APuZ-Ausgabe „UN und Menschen-
rechte“ bietet einen anschaulichen und in-
formativen Überblick über unterschiedliche 
Aspekte der Durchsetzung und Erhaltung 
von universellen Menschenrechten un-
ter dem Dach der Vereinten Nationen. Sie 
zeichnet ein sowohl von Errungenschaften 
als auch von Kritik geprägtes Bild vom ak-
tuellen Zustand der Weltorganisation – und 
entwickelt Perspektiven, um die Menschen-
rechtslage zu verbessern.

APuZ 10-11/2016 ist kostenfrei im Online-
shop der Bundeszentrale für politische Bil-
dung erhältlich.

https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/
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fluter: Menschenrechte – Dafür 
lohnt es sich zu kämpfen

Von Frederik Schetter

Am 10. Dezember 1948 verabschiedete die 
Generalversammlung der Vereinten Nati-
onen die „Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte“. Erstmals in der Geschichte 
einigte man sich auf universell und welt-
weit geltende Menschenrechte, die in ins-
gesamt 30 Artikeln verankert wurden. Das  
60-jährige Jubiläum dieses Ereignisses 
nahm die Bundeszentrale für politische Bil-
dung im Dezember 2008 zum Anlass, sich in 
der Ausgabe „Menschenrechte – Dafür lohnt 
es sich zu kämpfen“ des Jugendmagazins 
fluter mit der Deklaration auseinanderzu-
setzten und sie mit der konkreten Wirklich-
keit zu konfrontieren. In einer Zeit, in der 
ein US-Präsidentschaftskandidat während 
seines letztlich erfolgreichen Wahlkampfes 
offen ankündigt, gegen mehrere Artikel der 
UN-Menschenrechtserklärung verstoßen zu 
wollen, kommt der Thematik der Ausgabe 
auch acht Jahre nach der Veröffentlichung 
noch eine besondere Bedeutung zu.  

30 Menschenrechtsartikel – 

30 Beiträge

Im Zentrum des Themenheftes stehen 30 
Beiträge, die sich in Bildern, Karikaturen, 
Statistiken, Interviews oder Texten jeweils 
mit einem der 30 Menschenrechtsartikel 
auseinandersetzen. So setzt sich beispiels-
weise Silvia Weist in ihrem Beitrag mit dem 
Artikel 9 der UN-Menschenrechtserklärung 
auseinander: „Niemand darf willkürlich 

festgenommen, in Haft gehalten oder des 
Landes verwiesen werden“. Sie zieht das 
Beispiel des kanadischen Staatsbürgers Ab-
dullah Almalki heran, den syrische Beam-
te auf einer Reise nach Damaskus im Jahr 
2002 unrechtmäßig festnahmen, folterten 
und erst fast zwei Jahre später freiließen. 
Weist geht auf mögliche und tatsächliche 
Verstrickungen der kanadischen Behörden 
ein. Diese hätten „nach den Anschlägen vom 
11. September 2001 unter Druck gestanden, 
Verbindungsleute zur Al Kaida zu finden“ 
(S. 19).

Dem Artikel 5 der Menschenrechtsartikel, 
welcher Folter sowie grausame, unmensch-
liche oder erniedrigende Behandlung oder 
Strafe untersagt, widmet sich fluter in zwölf 
drastischen und abschreckenden Illustratio-
nen. Diese veranschaulichen unterschiedli-
che Arten von Foltermethoden, die in China, 
aber auch in weiteren Staaten wie beispiels-
weise den USA genutzt wurden bzw. werden. 

Menschenrechte – auch für Mörder

Ein in Deutschland bekannter und in den 
Medien stark diskutierter Fall war die Ent-
führung und Ermordung des Millionärs-
sohns Jakob von Metzler durch Magnus 
Gäfgen im Jahr 2002. Der Leiter der Ermitt-
lungen hatte dem Verdächtigen und später 
Verurteilten Gäfgen Folter angedroht, um so 
den Aufenthaltsort des Jungen herauszufin-
den. Hanna Engelmeier interviewt in ihrem 
Beitrag den ehemaligen Anwalt des Mörders 
und arbeitet die Bedeutung von rechtsstaat-
lichen Prinzipien (Artikel 8) heraus – die 
auch für „grausamste Mörder“ (S. 17) gelten.

http://www.un.org/Depts/german/menschenrechte/aemr.pdf
http://www.un.org/Depts/german/menschenrechte/aemr.pdf
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Das Menschenrecht auf Asyl (Artikel 14) 
behandelt Serge Debreband, indem er ein-
drücklich über den Versuch eines Geflüch-
teten berichtet, vom französischen Calais 
nach Großbritannien zu kommen. Seine 
Beschreibungen der Lebenssituation, der 
Grenzkontrollen und des Konfliktes zwi-
schen Frankreich und Großbritannien bzgl. 
der Frage, wie mit den Geflüchteten verfah-
ren werden soll, lässt den Beitrag aktueller 
denn je erscheinen.

Menschenrechte militärisch  
schützen?

Weitere Beiträge des Themenheftes beschäf-
tigen sich unter anderem mit dem Schicksal 
von Kindersoldaten, der Strafverfolgung 
von Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
oder der Frage, in wie weit Menschenrech-
te militärisch geschützt werden können. 
Besonders hervorzuheben ist zudem die 
Sammlung von Boulevardschlagzeilen, mit 
welchen Christoph Schultheis in seinem 
Beitrag „Grinsekiller und Totraser“ vor der 
Vorverurteilung von Menschen warnt.

Eingerahmt werden alle diese Beiträge von 
einer Rückschau auf die Geschichte der 
Menschenrechte und auf in diesem Zusam-
menhang bekannte Personen sowie einer 
kleinen Sammlung an Vorschlägen, welche 
Artikel in der UN-Menschenrechtserklärung 
noch fehlen könnten. Ein Interview mit dem 
Juristen und Journalisten Heribert Prantl 
bietet zudem Erkenntnisse, wie die Deklara-
tion historisch einzuordnen ist und welche 
Defizite speziell bei der Durchsetzung vor-
handen sind.

Zusammenfassung

Das Themenheft „Menschenrechte – Dafür 
lohnt es sich zu kämpfen“ des Jugendmaga-
zins fluter beleuchtet die Menschenrechts-
artikel der „Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte“ von 1948 an konkreten 
Beispielen. Sie zeigt sowohl Erfolge als auch 
Defizite auf und vermag es in anschaulicher 
Art und Weise, die Bedeutung des jeweili-
gen Menschenrechts für die Leser_innen  
fassbar zu machen.

fluter Nr. 29 ist kostenfrei im Onlineshop 
der Bundeszentrale für politische Bildung  
erhältlich.

http://www.bpb.de/shop/zeitschriften/fluter/34569/menschenrechte-dafuer-lohnt-es-sich-zu-kaempfen
http://www.bpb.de/shop/zeitschriften/fluter/34569/menschenrechte-dafuer-lohnt-es-sich-zu-kaempfen
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